
 

17. Wahlperiode 31.01.2018 Drucksache 17/20506 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Joachim Ha-
nisch, Bernhard Pohl, Dr. Hans Jürgen Fahn, Prof. (Univ. Lima) 
Dr. Peter Bauer, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Johann Häus-
ler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Mi-
chael Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, 
Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern IV  
Erhöhung des Kommunalanteils am allgemeinen Steuerverbund 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, entsprechend den Handlungs-
empfehlungen der Enquete-Kommission „Gleichwertige Lebensver-
hältnisse in ganz Bayern“ in den künftigen Änderungsentwürfen zum 
Finanzausgleichsgesetz bzw. den Haushaltsentwürfen den Anteil der 
Kommunen am allgemeinen Steuerverbund schrittweise auf 15 Pro-
zent anzuheben und die entsprechenden Mittel in den Haushalt ein-
zustellen. 

 

 

Begründung: 

Am 30.01.2018 legte die Enquete-Kommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse in ganz Bayern“ ihren Abschlussbericht 
(Drs. 17/19700) vor. Der Bericht enthält zahlreiche Handlungsempfeh-
lungen an Parlament und Staatsregierung mit dem Ziel, gleichwertige 
Lebensverhältnisse in allen Teilen Bayerns zu erreichen und sicher-
zustellen. Nach dreieinhalb Jahren intensiver Arbeit ist es nun an der 
Zeit, die Empfehlungen der Kommission zügig umzusetzen. 

Die Einnahmen aus dem Kommunalanteil am allgemeinen Steuerver-
bund stärken direkt die Finanzkraft der Kommunen und gewährleisten 
so leistungsfähige Gemeinden. Starke Kommunen sind ein wichtiger 
und verlässlicher Auftraggeber für die lokalen kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen. Den Kommunen müssen wieder mehr Spiel-
räume zur Verfügung stehen, um die Politik für die Menschen vor Ort 
gestalten zu können. Die Kommunen sind ein unerlässlicher Partner 
bei zahlreichen Zukunftsprojekten, von der Kinderbetreuung bis zur 
Energiewende. 

Die entsprechende Handlungsempfehlung findet sich im Abschlussbe-
richt der Enquete-Kommission unter Punkt 5.2.1.a. 

 


